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Bonn, den 18. Dezember 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bericht über die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 
- Nrn. 2311, 2629, 2777, 2928, 3045, 3244, 3406, 3648, 3721 der 
Drucksachen - 


Auf den Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 21. Juni 1951 betr. Bericht über 
die Durchführung des Bundesversorgungs- 
•gesetzes (BVG) lege ich den 9. Bericht (für 
den Zeitraum vom 1. August 1952 bis 30. Sep- 
tember 1952) vor, dem folgende Übersichten 
beigefügt sind: 

1. „Anerkannte Versorgungsberechtigte im 
Bundesgebiet. Stichtag: 30. September 1952.” 
(Anlage 1) 

2. „Unerledigte Rentenanträge. Stichtag: 30. 
September 1952.” (Anlage 2) 

3. „Neuanträge auf Versorgung nach dem 
BVG, die in der Zeit vom 1. August 1952 
bis 30. September 1952 gestellt wurden.” 
(Anlage 3) 

4. „Auswirkung der Umanerkennung nach 
dem BVG in der Zeit vom 1. August 1952 
bis 30. September 1952.” (Anlage 4). 

In den Übersichten 1 bis 3 wurde erstmalig 
das Land Berlin mit erfaßt; bei der Über- 
sicht 4 ist das nicht geschehen, da eine Ren- 
tenzahlung an Kriegsopfer in Berlin erst seit 
1. Juli 1950 erfolgt und daher keine zutreffende 
Vergleichsgrundlage gegeben ist. 

Am 30. September 1952 erhielten 
94,7 v.H. der ‘Beschädigten, 

94,9 „ „ Witwen, 


94.0 v.H. der Halbwaisen, 

98.0 „ „ Vollwaisen, 

82.2 „ „ Eltern teile und 

80.3 „ „ Elternpaare, 

insgesamt 93,8 v.H. der rentenberechtigten 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen 
Versorgungsbezüge nach den Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

Von den Sch werstbeschädigten (Beschädigte 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
80 bis 100 v.H.) wurden am gleichen Tage 
98,9 v.H. und von den Minderbeschädigten 
(Beschädigte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit von 30 und 40 v.H.) 95,7 v.H. 
nach dem Bundesversorgungsgesetz versorgt. 
Im Berichtszeitraum gingen bei den Versor- 
gungsämtern im Bundesgebiet 158.820 neue 
Anträge auf Versorgung ein, d. 8. 80.263 mehr 
als in den Monaten Juni und Juli 1952. Die 
Zahl der unerledigten Rentenanträge stieg 
gegenüber dem Stande vom 31. Juli 1952 um 
62.695 auf 669.501 an. Im Berichtszeitraum 
wurden demnach 96.125 Rentenanträge erle- 
digt. Das starke Ansteigen der Neuanträge 
ist auf den Ablauf der Antragsfristen für 
Beschädigte, Witwen und Waisen gemäß §§ 56 
und 58 BVG zurückzuführen. Es ist damit 
zu rechnen, daß die Zahl der neuen Anträge 
auf Versorgung künftig erheblich zurückgeht. 
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Bei den Versorgungsämtern des Landes Berlin 
wurden in den Monaten August und Sep- 
tember 1 952 1 1 .226 Neuanträge gestellt. 74.231 
Rentenanträge waren am 30. September 1952 
noch nicht erledigt. 

Bei 64,7 v.H. der im Berichtszeitraum uman- 
erkannten Fälle trat eine Erhöhung und bei 
31,8 v.H. der Fälle eine Minderung der Bezüge 
ein. 


In den meisten Ländern des Bundesgebietes 
war die Umanerkennung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz fast restlos oder doch zu- 
mindest im wesentlichen durchgeführt, nur 
in Bayern und in den Landesbezirken Baden, 
Nord Württemberg und Nordbaden des Bun- 
des landes Baden-Württemberg waren mehr als 
10 v.H. der Fälle noch nicht umanerkannt. 

Storch 


Anlagen als Sonderdruck verteilt 



